






































































































































Post fach 10 31 44 
5 0 4 7 1 K ö l n  
www.ifp-online.de

Die Wohnstätte Stade eG ist mit rd. 2.400 Wohnungen der größte Wohnungsanbieter in der Hansestadt Stade und kann dabei 
auf eine über 85-jährige Tradition zurückblicken. Die 100 %ige Tochtergesellschaft, die Wohnstätte Stade Immobilien GmbH, ist

Dienstleister im Bereich der Wohnungsverwaltung und übernimmt neben dem Portfoliomanagement Aufgaben im Bereich des
Energiecontractings für die Genossenschaft. 25 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter engagieren sich in diesen Aufgabenfeldern. 

Im Zuge einer Nachfolgeregelung sucht die Genossenschaft eine unternehmerisch denkende Persönlichkeit als

hauptamtliches
Vorstandsmitglied (m/w)

für die Wohnstätte Stade eG als auch für die Wohnstätte Immobilien GmbH in Personalunion eine/einen

Geschäftsführer (m/w)
In diesen Funktionen übernehmen Sie mit einem nebenamtlichen Vorstandskollegen, der gleichzeitig Beiratsmitglied der

Tochtergesellschaft ist, die Gesamtverantwortung für die strategische und unternehmerische Weiterentwicklung der Genossenschaft
und ihrer Tochtergesellschaft. Zu den wesentlichen Aufgabenfeldern gehören die Bestandsbewirtschaftung, das Rechnungswesen 

und Controlling sowie das Portfoliomanagement und Bau- und Projektmanagement. Ihnen obliegen die Sicherstellung der
Ordnungsmäßigkeit aller Geschäftsvorfälle, die Wirtschafts- und Finanzplanung sowie die Steuerung und Entwicklung der operativen
Unternehmenseinheiten. Des Weiteren pflegen Sie ein tragfähiges Netzwerk zu Entscheidungsträgern und positionieren sich als kom-
petenter Ansprechpartner für Kooperationspartner und Auftragnehmer. Abgerundet wird das Aufgabenprofil durch eine konstruktive

Zusammenarbeit mit dem Aufsichtsrat und die motivierende sowie ergebnisorientierte Führung einer loyalen Mitarbeiterschaft.

Um diese verantwortungsvolle Position optimal auszufüllen, sollten Sie eine fundierte Ausbildung (Studium oder eine vergleichbare
Qualifikation) mit kaufmännischem Bezug vorweisen können. Unabdingbar ist zudem eine mehrjährige Führungserfahrung in einer

verantwortungsvollen Leitungsfunktion, die Sie idealerweise in einem wohnungswirtschaftlichen Umfeld sammeln konnten. Nicht
zuletzt bringen Sie ein ausgeprägtes Verständnis für betriebswirtschaftliche, technische und rechtliche Zusammenhänge mit. In per-

sönlicher Hinsicht zeichnen Sie sich durch einen hohen Gestaltungswillen, Führungskompetenz, Kooperationsbereitschaft,
Verantwortungsbewusstsein und Verhandlungsgeschick aus.

Wenn Sie sich in dieser vielseitigen und interessanten Aufgabe wiedererkennen, freuen wir uns auf Ihre Kontaktaufnahme. 
Senden Sie Ihre aussagekräftigen Unterlagen (Lebenslauf, Zeugniskopien, Gehaltsvorstellungen) bitte unter Angabe der Kennziffer

MA 15.510/01 an die von uns beauftragte Personalberatung ifp. Für telefonische Informationen stehen Ihnen dort Herr 
Norbert Heinrich (Tel. 0221 20506-52) sowie Herr Daniel Corbic (Tel. 0221 20506-141, Daniel.Corbic@ifp-online.de) 

gerne zur Verfügung. Die vertrauliche Behandlung Ihrer Bewerbung ist für uns selbstverständlich.

66 8 | 2013

MARKT UND MANAGEMENT



Wollen Sie in einem motivierten und dynamischen Team mitarbei-

ten und Verantwortung für interessante Projekte übernehmen?

Effiziente
Abwicklung

von 
Wohnungsbau-

projekten.

Wir freuen uns auf Ihre Bewerbung bis 25. Juli 2013. 
Die genaue Beschreibung Ihrer Aufgaben und unserer Erwartungen 
finden Sie unter  www.stadtbau-wuerzburg.de/Unternehmen

Dipl.-Ing. oder Architekt gesucht. (m/w)

Projektsteuerung für Wohnungsbauprojekte.

Ihre Aufgaben:

Ihr Profil:

Ihre Chance:

Die bauverein AG ist einer der führenden Dienstleister 
der Wohnungs- und Immobilienwirtschaft in Südhes-
sen. Zum 01.10.2013 suchen wir einen 

Abteilungsleiter  
Betriebskosten (m/w) 

Ihre Aufgabenschwerpunkte

-
beiter in der Abteilung Betriebskosten

-

-
trolle der Abrechnungsergebnisse

Zusammenarbeit mit dem Rechnungswesen
-
-

ment
-

nagement 

Bereichsleiter
-

Betriebskosten

Ihr Kompetenzprofil

-
sene Ausbildung in der Immobilienwirtschaft mit 

Betriebskosten
-

nisse

-
keiten

Haben wir Ihr Interesse geweckt? Dann senden Sie 
bitte Ihre vollständigen schriftlichen Bewerbungsunter-

 
12. August 2013 an gunkel@bauvereinag.de oder 

-
straße 20, 64289 Darmstadt

Wir freuen uns auf Ihre Bewerbung! 

-

Wir sind eine kommunale Wohnungsgesellschaft mit Standort in Marl, 
Hauptgesellschafter ist die Stadt Marl. Die Schwerpunkte unserer Aktivitä-
ten liegen im Bereich der Bestandspflege unseres rd. 3.600 Wohnungen 
umfassenden Wohnungsbestands im Stadtgebiet der Stadt Marl. 

Zum 01.09.2013 oder später suchen wir zur Verstärkung unseres Teams 
der Wohnungsverwaltung eine/n

Immobilienkaufmann /-frau 
Ihr Aufgabengebiet umfasst die eigenständige kaufmännische Verwaltung 
unseres Wohnungsbestands. Hierzu gehört die Erstellung von Mietver-
trägen, die Führung des allgemeinen Schriftverkehrs, die Mietenbuchhal-
tung, die Prüfung und Kontierung sämtlicher eingehender Rechnungen 
der Heiz- und Betriebskosten sowie die Erstellung der Heiz- und Betriebs-
kostenabrechnungen. Daneben sind Sie Ansprechpartner unserer Mieter 
und Mieterinnen. 

Ihr Profil:
Sie verfügen über eine erfolgreich abgeschlossene Ausbildung zum Immo-
bilienkaufmann /-frau oder einer anderen kaufmännischen Ausbildung mit 
immobilienwirtschaftlicher Erfahrung. Daneben verfügen Sie über eine 
mehrjährige Berufserfahrung und zeichnen sich durch hohe Einsatzbereit-
schaft aus, sind flexibel und vielseitig. Im Umgang mit unseren Mietern und 
Mieterinnen überzeugen Sie durch Ihr offenes, selbstsicheres und kunden-
freundliches Auftreten auch in schwierigen Situationen. Der Umgang mit 
Microsoft-Office-Produkten und branchenspezifischer Software (idealer-
weise Aareon GES) ist für Sie selbstverständlich. 

Unser Angebot:
Sie erwartet eine sehr abwechslungsreiche Vollzeittätigkeit in einem jun-
gen Team mit flachen Hierarchien, eine leistungsgerechte Vergütung mit 
zusätzlicher Altersversorgung in Anlehnung an den TVöD sowie soziale 
Zusatzleistungen. Die Stelle ist zunächst auf ein Jahr befristet, bei entspre-
chender Bewährung kann diese in ein unbefristetes Anstellungsverhältnis 
münden. Gerne sind wir Ihnen bei einem Ortswechsel sowie der Suche 
nach einer geeigneten Wohnung behilflich.

Haben wir Ihr Interesse geweckt? Dann senden Sie bitte Ihre aussagekräf-
tigen Bewerbungsunterlagen mit Angabe von Eintrittstermin und Gehalts-
vorstellung an die Geschäftsführung zu Händen Herrn Dipl. Ing. Christoph 
Thier.

Neue Marler Baugesellschaft mbH, Willy-Brandt-Allee 2, 45770 Marl
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Erfolgreich durch eine 100-jährige Tradition und zukunftsweisende Innovationen 

Vorstandsvorsitzende(r) 
Vorstandsmitglied (m/w)

Die Wohnungsgenossenschaft Essen-Nord eG, Essen verfügt über mehr als 3.400 Wohneinhei-
ten. Bei einer Bilanzsumme von rund EUR Mio. 100 betreut sie mehr als 4.400 Mitglieder. Als 
Ergebnis der konsequenten und erfolgreichen Geschäftspolitik der vergangenen Jahre besitzt die 
Wohnungsgenossenschaft heute eine gute Ertragskraft und ist gegen Risiken gesichert. Zur Fort-
setzung dieser erfolgreichen Geschäftsentwicklung sowie zur Bewahrung unserer 100-jährigen 
christlich-sozialen Tradition  suchen wir eine(n) Vorstandsvorsitzende(n) und ein Vorstandsmit-
glied (m/w) für unsere beiden im Jahr 2015 altersbedingt ausscheidenden Vorstandsmitglieder. 

Zu Ihren Aufgaben gehören: 

Ihr Profil:

-
-

rung unserer überdurchschnittlich starken Position als Wohnungsanbieter in der Region. Eine 

sein. Deshalb sind Erfahrungen im Bestandsmanagement von Vorteil. Die Rolle eines Wohnungs-

Herausforderung ansehen.

Oder:
-

-
traut. Ein erfolgreicher beruflicher Werdegang in bautechnischer Planung und Bauleitung bildet 
die Basis Ihres Fachwissens. 

Darüber hinaus erwarten wir:

-

nicht Bedingung.

Ihre aussagekräftigen Bewerbungsunterlagen (tabellarischer Lebenslauf, Zeugniskopien sowie 

17.08.2013 an unseren Aufsichtsratsvorsitzenden, 

Herrn RA & Notar Dr. Thomas Hermes, 
 

45131 Essen.
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INHALT

MIETRECHT

69  BGB §§ 546a, 562

Nutzungsentschädigung des Vermieters 

bei Nicht herausgabe der Miet sache bei 

Geltendmachung des Vermieterpfandrechts

69  BGB §§ 535, 556a 

Mietvertraglicher Nutzungsumfang, 

Sonder nutzungsfläche; vermietete Eigentums-

wohnung; Grundsteuer

70  BGB §§ 823 Abs. 1, 1004, ZPO §§ 935 ff. 

Videoüberwachung: 

Mieter müssen Kamera nicht dulden

70  BGB §§ 305, 535

Gewerberaummietvertrag; Sinn der Vereinbarung 

einer Betriebspflicht; einstweilige (Leistungs-)

Verfügung

WEG-RECHT

71  BGB §§ 280 ff:, 675; WEG § 27 Abs. 1; RDG § 5 Abs. 2

Haftung des Verwalters für verpasste 

Fördermittelfristen? 

71  BGB §§ 280 ff., WEG §§ 10 Abs. 6, 21

Verfahrenskosten und Schadensersatzpflicht 

des Verbandes

71  WEG § 27; BGB §§ 280 ff., 286

Verwalterpflichten und Verwalter haftung 

bei einem Mangel im Gemeinschaftseigentum

BGB §§ 546a, 562

Nutzungsentschädigung des 
 Vermieters bei Nichtherausgabe der 
Miet sache bei Geltendmachung des 
 Vermieterpfandrechts

Gibt der Mieter die Mietsache bei Vertragsende nicht heraus, so 

schuldet er Nutzungsentschädigung auch dann, wenn der Vermieter 

sein Vermieterpfandrecht geltend macht.

KG, Beschluss vom 6.12.2012, 8 U 220/12

Bedeutung für die Praxis 

Die Ausübung des Vermieterpfandrechts hindert lediglich die vollständige 

Räumung der Mietsache durch den Mieter, lässt also die Räumungspflicht 

entfallen, ändert aber nichts an der Verpflichtung des Mieters, die Miet-

sache an den Vermieter herauszugeben. Die Behauptung, die Beklagte 

hätte die Schlüssel herausgegeben, wenn sie nicht im Auftrag der Klägerin 

am Abtransport unpfändbarer Gegenstände gehindert worden wäre, 

vermag die Beklagte nicht zu entlasten. Die Beklagte hat in keiner Weise 

substantiiert, was für Gegenstände abtransportiert werden sollten und 

dass sie nicht dem Vermieterpfandrecht unterlagen, sondern im Sinne von 

§ 811 Abs. 1 Nr. 5 ZPO zur Fortsetzung ihrer Erwerbstätigkeit erforder-

lich waren. Vielmehr ist die Beklagte dem Vortrag der Klägerin, bei dem 

Abholversuch habe der Abholer mitgeteilt, das Inventar kurz zuvor über 

eBay gekauft zu haben, nicht konkret entgegengetreten 

und verkennt offenbar auch, dass der Warenbestand des 

Mieters dem Vermieterpfandrecht unterliegt.

Rechtsanwalt Heiko Ormanschick, Hamburg

MIETRECHT

RiAG Dr. Olaf Riecke

WEG-Recht

Baumweg 1, 22589 Hamburg 

Telefon: 040 871683

olaf@riecke-Hamburg.de, www.riecke-hamburg.de

RA Heiko Ormanschick

Mietrecht

Blankeneser Bahnhofstraße 46, 22587 Hamburg

Telefon: 040 866060-0

kanzlei@ormanschick.de, www.ormanschick.de

Online: 
Die Urteile können Sie als Langversion im Internet 
unter www.diewohnungswirtschaft.de/urteile 
 einsehen.

Nutzung der QR-Codes:
1.  Laden Sie sich eine QR-Code-App auf Ihr SmartPhone 

(z. B. barcoo, QuickMark Barcode Scanner, i-nigma).
2. Scannen Sie den gewünschten QR-Code mit der App.
3. Viel Spaß beim Lesen!

Muster

BGB §§ 535, 556a 

Mietvertraglicher Nutzungsumfang, 
Sondernutzungsfläche; vermietete 
Eigentumswohnung; Grundsteuer

Ein Mietvertrag kann nicht ohne Weiteres dahingehend ausgelegt 

werden, dass sämtliche der Wohnung wohnungseigentumsrechtlich 

zugewiesenen Sondernutzungsrechte Gegenstand des Mietvertrages 

sind.

LG Bonn, Urteil vom 15.11.2012, 6 S 25/12

Bedeutung für die Praxis 

Die angewendeten Umlageschlüssel sind materiell falsch, soweit nicht 

nach direkt umlegbarem Einzelverbrauch abgerechnet wurde, also insbe-

sondere soweit nach Miteigentumsanteilen umgelegt wurde. Eine Umlage 

der Nebenkosten nach Miteigentumsanteilen ist nicht wirksam verein-

bart worden. Die Vereinbarung im schriftlichen Mietvertrag, wonach bei 

Eigentumswohnungen der von der Eigentümergemeinschaft verwendete 

Umlageschlüssel, der aus der beiliegenden letzten Abrechnung/Wirt-
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BGB §§ 823 Abs. 1, 1004, ZPO §§ 935 ff. 

Videoüberwachung: Mieter müssen 
Kamera nicht dulden

1. Die Installation einer Kamera, mit der eine gezielte Überwachung 

des Eingangsbereichs eines Mehrparteienhauses möglich ist, stellt 

einen Eingriff in das allgemeine Persönlichkeitsrecht der Mieter dar. 

Eine solche Anlage bedarf daher der Zustimmung sämtlicher Mieter.

2. Ein Mieter kann durch einstweilige Verfügung dem Vermieter die 

Überwachung des Eingangsbereichs untersagen lassen.

AG Schöneberg, Urteil vom 8.6.2012, 19 C 166/12

Bedeutung für die Praxis

Das Amtsgericht Schöneberg hat entschieden, dass die Videoüberwachung 

von Mehrfamilienhäusern nur zulässig ist, wenn alle Bewohner einverstan-

den sind. Schon wenn ein Mieter nicht zustimmt, darf der Vermieter keine 

Kamera installieren lassen. Sogar eine Anlage, die noch gar nicht in Betrieb 

ist, können Betroffene gerichtlich per Eilverfahren verbieten lassen. Das 

Gericht begründete das Urteil damit, dass sich der Mieter durch die Ka-

meras in seinem privaten Bereich nicht mehr ungestört und unbeobachtet 

fühlen könne. Auch eine noch nicht aktivierte Kamera verletze daher schon 

das allgemeine Persönlichkeitsrecht. 

Die Entscheidung bewegt sich im Rahmen der bisherigen Rechtsprechung 

zu diesem Problem. Im vorliegenden Fall ging es dem Vermieter um die 

Überwachung der gesamten Hausanlage. In diesen Fällen richtet sich die 

Duldungspflicht des Mieters zur Installation derartiger Einrichtungen 

nach § 554 BGB, soweit im Einzelfall von einer Modernisierung auszuge-

hen ist. Das ist hier nicht der Fall. Der Mieter muss solche Maßnahmen 

nicht hinnehmen, die lediglich für einen kleinen Kreis von Mietern von 

Bedeutung sind. Zwar sind Maßnahmen zur Sicherheit des Gebäudes 

grundsätzlich als Modernisierungsmaßnahme anerkannt, jedoch steht die 

BGB §§ 305, 535

Gewerberaummietvertrag; Sinn der 
Vereinbarung einer Betriebspflicht; 
einstweilige (Leistungs-)Verfügung 

Der Sinn der Vereinbarung einer Betriebspflicht, der darin liegt, 

ein Einkaufszentrum durch ein möglichst großes und vielfältiges 

Angebot an Geschäften für Kunden attraktiv zu halten, würde 

unterlaufen, wenn der den Erlass einer einstweiligen Verfügung 

beantragende Vermieter darauf verwiesen werden würde, mit 

der Durchsetzung der Betriebspflicht bis zum Abschluss eines 

Verfahrens in der Hauptsache zu warten.

KG, Beschluss vom 28.1.2013, 8 W 5/13 

Bedeutung für die Praxis 

Die Antragstellerin hat gegen den Antragsgegner einen Anspruch 

auf Erfüllung der vereinbarten Betriebspflicht. Zwar nimmt die 

einstweilige Verfügung jedenfalls für die Zeit bis zu einer Entschei-

dung des Rechtsstreits in der Hauptsache diese vorweg. Eine (derart 

eingeschränkte) Vorwegnahme der Hauptsache durch eine Leistungs-

verfügung ist jedoch dann zulässig, wenn der Gläubiger darlegt und 

glaubhaft macht, dass er auf die Erfüllung dringend angewiesen ist. 

Das ist im vorliegenden Fall anzunehmen. Denn der Sinn der Verein-

barung einer Betriebspflicht, der darin liegt, das Einkaufszentrum 

durch ein möglichst großes und vielfältiges Angebot an Geschäften 

für Kunden attraktiv zu halten, würde unterlaufen, wenn die Antrag-

stellerin darauf verwiesen werden würde, mit der Durchsetzung der 

Betriebspflicht bis zum Abschluss eines Verfahrens in der Hauptsache 

zu warten. Es ist gerichtsbekannt, dass ein erhebliches wirtschaft-

liches Interesse aller Mieter eines Einkaufszentrums besteht, keine 

Leerstände in der Nachbarschaft hinzunehmen, weil sich dies auch 

auf die Umsätze der übrigen Geschäfte niederschlägt. Demgemäß 

ist die Antragstellerin auch anderen Mietern gegenüber gehalten, 

die vertraglich vereinbarte Betriebspflicht durchzusetzen. Die 

Antragstellerin hat auch ein eigenes Interesse an der Fortsetzung des 

Geschäftsbetriebes, weil davon auszugehen ist, dass die Weiterver-

mietung eines nicht betriebenen Ladens schwieriger ist als diejenige 

eines in Betrieb befindlichen. Der Antragstellerin ist es auch nicht 

zuzumuten, sich auf Schadensersatzansprüche verweisen zu lassen, 

deren Nachweis – insbesondere was die Kausalität zwi-

schen Vertragsverletzung und Schaden angeht – große 

Probleme mit sich bringt.

Rechtsanwalt Heiko Ormanschick, Hamburg

schaftsplan ersichtlich sein sollte, gelten soll, begründet keine wirksame 

abweichende Vereinbarung von dem vertraglich vereinbarten Grundsatz 

der Umlegung nach Wohnfläche im Verhältnis zur Gesamtwohnfläche 

bzw. von dem gleich lautenden Maßstab des § 556a Abs. 1 S. 1 BGB. 

Unter Berücksichtigung des Inhalts des schriftlichen Mietvertrags ist 

nicht davon auszugehen, dass die laut Teilungserklärung der Wohnungs-

eigentümergemeinschaft der von den Beklagten gemieteten Wohnung B. 

zugewiesene „Sondernutzungsfläche“ an dem begrünten Böschungsab-

schnitt und an der Treppe, die zu der Terrasse der Wohnung führt, und an 

dem (Zwischen-)Podest vor dieser Treppe zur alleinigen Nutzung der Be-

klagten mit vermietet wurde. Bei den Vertragsgesprächen kam nicht zur 

Sprache, dass es ein solches Sondernutzungsrecht gab. Der schriftliche 

Vertrag schweigt hierzu. Mithin hätte es z. B. eines Hinweises des Klägers 

vor oder bei Vertragsschluss auf diesen Umstand bedurft, damit dies Ge-

genstand des Mietvertrags geworden wäre. Die laut Teilungserklärung der 

Wohnung B. zugewiesene Sondernutzungsfläche ist folglich mietrechtlich 

im Verhältnis der Parteien nicht mit vermietet worden und 

durch diese Fläche verursachte Kosten können nicht gemäß 

§ 556a Abs. 1 S. 2 BGB umgelegt werden.

Rechtsanwalt Heiko Ormanschick, Hamburg

Exklusivität der Maßnahme einer generellen Duldungspflicht entgegen. 

Das Erkaufen der maximalen Sicherheit im Mietobjekt mit dem Verlust der 

freien Entfaltung der Persönlichkeit des Mieters dient nur einer kleinen 

Zahl von Bewohnern, die auf einen besonderen und umfassenden Schutz 

Wert legen. Für den Durchschnittsmieter liegt in der Video-

überwachung keine Erhöhung des Gebrauchs- oder Subs-

tanzwertes der Mietsache, mithin keine Modernisierung. 

Rechtsanwalt Rainer Maaß (VNW), Hamburg
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WEG § 27; BGB §§ 280 ff., 286

Verwalterpflichten und Verwalter haftung 
bei einem Mangel im Gemeinschaftseigentum

1. Lehnt es der Verwalter bei einer im Sondereigentum aufgetrete-

nen Feuchtigkeit und Schimmelbildung ab, der Ursache nachzuge-

hen,  obgleich hierfür ein Mangel am Gemeinschaftseigentum nicht 

von vorneherein auszuschließen war, handelt er pflichtwidrig.

2. Stellt sich dann später heraus, dass Ursache ein Mangel im 

Gemeinschaftseigentum ist, hat der Verwalter dem geschädigten 

Eigentümer den entstandenen Schaden zu ersetzen.

LG München I, Urteil vom 15.10.2012, 1 S 26801/11

Bedeutung für die Praxis

Die Frage, ob ein Gegenstand zum Gemeinschafts- oder Sondereigentum 

gehört, lässt sich oft nicht allein aus dem Wortlaut der Teilungserklärung 

beantworten. Zwar hat der BGH (Urteil vom 8.7.2011, V ZR 176/10, 

ZMR 2011, 971) gesagt: Heizkörper und dazugehörige Leitungen zum 

Anschluss an eine Zentralheizung können durch Teilungserklärung oder 

nachträgliche Vereinbarung dem Sondereigentum zugeordnet werden. 

Diese – falsche – Ansicht hat der BGH (Urteil vom 26.10.2012, V ZR 

57/12, ZMR 2013, 454) revidiert; er fühlte sich von Stimmen in der 

Wissenschaft missverstanden und entschied: Durch die Teilungserklä-

rung kann Sondereigentum an wesentlichen Bestandteilen des Gebäudes 

nicht begründet werden; diese kann die Grenze zwischen dem gemein-

schaftlichen Eigentum und dem Sondereigentum nur zu Gunsten, nicht 

aber zu Ungunsten des gemeinschaftlichen Eigentums verschieben. Der 

WEG-Verwalter ist gut beraten, wenn er über das Vorgehen bei einem In-

standsetzungsbedarf mit unklarer Ursache, Beschlüsse fassen lässt. Denn 

der BGH (Urteil vom 13.7.2012, V ZR 94/11, ZMR 2012, 974 = NJW 

2012, 2955) vertritt folgende (umstrittene; vgl. Derleder NJW 2012, 

3132, Elzer NZM 2012, 718 einerseits, Abramenko ZMR 2013, 174 

andererseits) Auffassung: Ein Anspruch auf Schadensersatz wegen verzö-

gerter Beschlussfassung über notwendige Instandsetzungsmaßnahmen 

nach § 280 Abs. 1 und 2, § 286 BGB scheidet aus, wenn der betroffene 

Wohnungseigentümer vorher gefasste Beschlüsse über die 

Zurückstellung der Instandsetzung nicht angefochten hat. 

Dr. Olaf Riecke, Hamburg

BGB §§ 280 ff:, 675; WEG § 27 Abs. 1; RDG § 5 Abs. 2

Haftung des Verwalters für verpasste 
Fördermittelfristen? 

1. Die Fördermittelberatung ist von § 5 Abs. 2 Nr. 3 RDG eigenstän-

dig erfasst. Aus der Systematik des RDG geht hervor, dass auch der 

Wohnungseigentumsverwalter gerade nicht zur Fördermittelberatung 

(anders LG Mönchengladbach ZMR 2007, 402) befugt ist, sondern hier 

bereits im Rahmen der unerlaubten Rechtsberatung agieren würde.

2. Haben die Wohnungseigentümer weder einen Beschluss gefasst, 

der im Grundsatz überhaupt die Umstellung der Wärmeversorgung 

regelt, noch einen Beschluss dahingehend gefasst, dass Fördermittel 

beantragt werden sollen, so besteht auch insoweit keine Handlungs-

verpflichtung des Verwalters.

AG Oberhausen, Urteil vom 7.5.2013, 34 C 79/12

Bedeutung für die Praxis

Der WEG-Verwalter war nach bisheriger Meinung (vgl. LG Mönchenglad-

bach ZMR 2007, 402) zumindest dann verpflichtet, sich um Existenz 

und Konditionen von Fördermitteln zu kümmern, wenn Sanierungsmaß-

nahmen und deren Finanzierung zur Beschlussfassung anstanden. Seine 

Informationspflichten haben jedoch keine Fördermittelberatung im 

engeren Sinne zum Inhalt. Generelle Informationen z. B. über kommunale 

Darlehen oder Zuschüsse sowie KfW-Mittel sind als Nebenleistung dem 

WEG-Verwalter aber wohl doch nicht über das RDG verboten, sondern 

nötig. Dann mag die Gemeinschaft entscheiden, ob ein 

professioneller Fördermittelberater als Sonderfachmann 

eingeschaltet werden soll.

Dr. Olaf Riecke, Hamburg

BGB §§ 280 ff., WEG §§ 10 Abs. 6, 21

Verfahrenskosten und Schadensersatz-
pflicht des Verbandes

Die Pflicht zur ordnungsgemäßen Verwaltung beinhaltet auch gemäß 

§ 21 Abs. 5 Nr. 2 WEG die ordnungsgemäße Instandhaltung und 

Instandsetzung des gemeinschaftlichen Eigentums. Dieser Anspruch 

richtet sich jedoch nicht gegen die Wohnungseigentümergemein-

schaft (Verband), sondern gegen jeden einzelnen Wohnungseigentü-

mer. Die Inanspruchnahme des Verbandes ist schon aus dem Grund 

widersprüchlich, weil die Kläger bei einem Obsiegen zu einem Teil 

für ihre Klageforderung mit haften würden. Denn die Kläger sind an 

der Ansammlung des Verwaltungsvermögens, aus dem die Klagefor-

derung letztlich bezahlt werden müsste, selbst beteiligt.

AG Oberhausen, Urteil vom 14.5.2013, 34 C 9/13

Bedeutung für die Praxis

Zutreffend wurde ein Anspruch gegen den Verband „Wohnungseigen-

tümergemeinschaft” in den Fällen, in denen ein Wohnungseigentümer 

nach § 280 BGB Schadensersatz wegen einer nicht bzw. nicht rechtzeitig 

beschlossenen und/oder durchgeführten Instandsetzungs- bzw. Sanie-

rungsmaßnahme begehrt, wegen fehlender Passivlegitimation verneint. 

Unzutreffend ist dagegen die Ansicht des BGH (Urteil vom 13.7.2012, 

V ZR 94/11, ZMR 2012, 974): Die Wohnungseigentümergemeinschaft 

als Verband ist jedenfalls dann dem einzelnen Wohnungseigentümer 

gegenüber verpflichtet, die unverzügliche Umsetzung eines Beschlusses 

zur Sanierung des Gemeinschaftseigentums gegenüber dem Verwalter 

durchzusetzen (Anm: durch wen?), wenn der Beschluss den Zweck hat, 

einen Schaden am Gemeinschaftseigentum zu beseitigen, 

der das Sondereigentum des Wohnungseigentümers unbe-

nutzbar macht.

Dr. Olaf Riecke, Hamburg

WEG-RECHT
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Anzeigenverwaltung: Monika Thüncher, 

Telefon: 0931 2791-464, Telefax: 0931 2791-477, 

daten@haufe.de

Mediaberatung Stellenmarkt: Michaela Freund, 

Telefon: 0931 2791-777, Telefax: 0931 2791-477, 

michaela.freund@haufe.de

ABONNENTENSERVICE UND VERTRIEB

Aboverwaltung: Telefon (kostenfrei): 0800 7234249, 

Telefax (kostenfrei): 0800 50 50 446, Zeitschriften@haufe.de

Bezugspreise: Jahresabonnement 121,00 €, einschließlich 7 % 

Mehrwertsteuer, Ausland inklusive Versandkosten 162,00 € jährlich. 

Einzelheft 13,50 €. Abonnementskündigungen sind mit einer Frist 

von sechs Wochen zum Quartalsende möglich und schriftlich an den 

Verlag zu richten (Preise seit 1. Januar 2013). 
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Was hat Sie am meisten überrascht?

Ghana ist im Vergleich zu Deutschland ein ar-

mes Land, doch der Mietpreis für die heute neu 

gebauten Apartments eines für uns akzeptablen 

Standard liegt bei ca. 30 $/m2. Diese hohen Prei-

se machen klar, wie weit die Schere zwischen 

Arm und Reich auseinanderklafft. In Accra, der 

Hauptstadt Ghanas, fehlen derzeit rund 1,6 Mio. 

Wohnungen für die Unterschicht. 

Was sind die größten Unterschiede zwi-

schen den beiden Immobilienmärkten? 

In Ghana gibt es keine staatliche Förderung für 

Geringverdiener, weder für die Errichtung von 

Wohnraum noch für die Anmietung. Zudem gibt 

es zwar Vorschriften für den Grundstückserwerb 

und für die Genehmigung und Errichtung von 

Bauwerken, doch sie werden meistens nicht 

eingehalten. Es existieren keine nachhaltigen 

Kontrollmechanismen. Dadurch entstehen viele 

illegale Bauten. Auch kann durch die fehlende 

Registrierung beim Grundstückserwerb oft nicht 

festgestellt werden, wer der Eigentümer eines 

Grundstückes ist. 

Zu welchen Erkenntnissen sind Sie gelangt?

Projekte und Planungen früherer Regierungen 

werden nicht weitergeführt, was zu einem 

„Bauchaos“ geführt hat. Eine konzeptionell-

planerische Kontinuität scheint nicht gege-

ben. Die hohen Preise begründen sich durch 

den wachsenden Ausländeranteil: Nach Ghana 

treibt es Investoren und Arbeitskräfte aus Eu-

ropa und Asien, vor allem aus China, Indien und 

dem Libanon. Es halten sich auch viele Inves-

toren und Arbeiter aus anderen afrikanischen 

Ländern hier auf, besonders Südafrikaner und 

Nigerianer. Auch ihre höhere Kaufkraft lässt die 

Mieten weiter steigen. Für viele Ghanaer ist es 

daher unmöglich, ein Haus zu bauen oder eine 

Wohnung zu mieten. Die meisten Prozesse schei-

nen nur durch Bestechungsgelder in Bewegung 

gehalten zu werden. Woran es in Ghana fehlt, 

sind gut ausgebildete immobilienwirtschaftliche 

Fachkräfte in der Verwaltung.

Das klingt alles recht rau. Wie hat es Ihnen 

denn in Ghana gefallen?

Die Fröhlichkeit und positive Einstellung der Men-

schen hat mich begeistert. Durch ihre offene Art 

wird man als Fremder sehr leicht aufgenommen, 

wobei viele der dortigen Sitten für Mitteleuropäer 

aber gewöhnungsbedürftig sind. Ich werde mei-

nen Aufenthalt auch noch eine Weile fortsetzen, 

was mir ja Dank meines Fernstudiums bei der EBZ 

möglich ist. 

Frau Lutwitzi, vielen Dank.

Das Gespräch führte Andreas Winkler.

„In Ghana herrscht Bauchaos”

EINSCHÄTZUNGEN EINER STUDENTIN

Laura Lutwitzi studiert an der EBZ Business School im Studiengang B. A. Real Estate (Distance Learning). 

Für eine Hausarbeit hat die 21-Jährige ein ungewöhnliches Thema gewählt: die ghanaische Immobilienwirtschaft.

Errichtung neuer Luxusappartments
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„Da ist mehr drin.“

  
Auch wer gut ist, kann 

noch besser werden. 
Die Integrierten Services 

von Aareon helfen Woh-
nungsunternehmen, Genos-

senschaften, kommunalen 
Gesellschaften, Hausverwal-

tungen, industrieverbundenen 
Unternehmen und Finanzinves-

toren, wirklich alle Optimierungs-
potenziale auszuschöpfen – un-

abhängig davon, mit welchem 
IT-System sie arbeiten. Denn in 

den Services stecken über 50 Jahre 
Branchenexpertise. Informieren Sie 
sich jetzt. Im Internet, telefonisch 
(0800-0227366) oder direkt in einer 
unserer Niederlassungen. 

Ein Unternehmen der Aareal Bank Gruppe

www.aareon.com



Liebe Leser, liebe Freunde,

1948: Harry Truman legt den Marshallplan auf. Die D-Mark wird eingeführt. Während der Blockade 

West-Berlins versorgen „Rosinenbomber“ die Bevölkerung mit dem Nötigsten.

Alvar Aalto wird 50. Udo Jürgens 14. Und eine veritable Erfolgsgeschichte nimmt ihren Anfang:  

Die erste Ausgabe der heutigen DW Die Wohnungswirtschaft erscheint. Seit nunmehr sechseinhalb 

Jahrzehnten begleiten, kommentieren, informieren wir über aktuelle Entwicklungen und Veränderungen  

aus Bau- und Wohnungswirtschaft. Ob Ölkrise, Wohnungsnot, Wiedervereinigung oder Wärmeschutz-

verordnung: die Redaktion der DW Die Wohnungswirtschaft ist immer am Puls der Zeit.  

Kompetent, klar, meinungsstark.

Wir finden, ein idealer Anlass mit Ihnen auf die ersten 65 Jahre anzustoßen: Besuchen Sie uns auf  

der Expo Real am Montag, den 7. Oktober 2013, am Stand der BID, Halle B2.220. Und lassen Sie uns 

gemeinsam bei einem Gläschen Sekt einen Blick zurück – und natürlich nach vorn wagen.

Etwa mit GdW-Präsident Axel Gedaschko und anderen Köpfen der Branche.

Wir freuen uns auf Sie!


